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Fahrpreisentschädigungen Jahreskarten 

§ 4. (1) Fahrgäste, die über eine Jahreskarte verfügen, und denen während deren Geltungsdauer 
wiederholt Zugverspätungen oder Zugausfälle widerfahren, haben Anspruch auf eine Entschädigung. Für 
eine Jahreskarte kann nur einmal eine Entschädigung beansprucht werden, wobei bei übertragbaren 
Jahreskarten die Angaben der Person maßgeblich sind, welche die Jahreskarte erwarb. 

Nachstehende Modalitäten sind dabei einzuhalten: 

 1. Die Jahreskarte muss zur Beförderung auf Hauptbahnen und vernetzten Nebenbahnen 
berechtigen. Bei streckenbezogenen Jahreskarten muss die Inanspruchnahme der konkret 
benützten Strecke von der Person, welche die Jahreskarte erwarb, angegeben werden. 

 2. Die vom Eisenbahnunternehmen vorgegebenen Modalitäten für die Fahrpreisentschädigung und 
die Höhe des Pünktlichkeitsgrades dürfen für die Fahrgäste nicht unangemessen und unzumutbar 
sein. 

 3. Bei Nichterreichen eines vom Eisenbahnunternehmen im Vorhinein bekanntzugebenden 
Pünktlichkeitsgrades erhalten Fahrgäste mit Jahreskarten einmal im Jahr zum Ende der 
Geltungsdauer unaufgefordert den sich aus Z 5 ergebenden Gesamtbetrag der Entschädigung. Die 
Entschädigung kann in Form von Gutscheinen erfolgen, auf Wunsch des Fahrgasts muss sie 
allerdings in Form eines Geldbetrages erfolgen. Die näheren Bestimmungen sind in den 
Beförderungsbedingungen festzulegen. Die Höhe des Pünktlichkeitsgrades hat für Züge im 
Vorort- und Regionalverkehr mindestens 95% zu entsprechen. Für Jahreskarten, die in einem 
Verkehrsnetz gelten, ist der Pünktlichkeitsgrad für den gesamten Geltungsbereich und bei 
streckenbezogenen Jahreskarten für die konkret vom Fahrgast angegebene Strecke bzw. 
angegebenen Strecken heran zu ziehen. 

 4. Ob der Pünktlichkeitsgrad erreicht wird oder nicht, ist im Vorort- und Regionalverkehr jeweils 
pro Monat zu ermitteln. 
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 5. Die Höhe der bei Nichterreichen des Pünktlichkeitsgrades zu gewährenden Entschädigung ist 
vom Eisenbahnunternehmen ebenfalls im Vorhinein bekanntzugeben. Die Entschädigung ist 
anteilig für jeden Monat, in dem der Pünktlichkeitsgrad nicht erreicht wurde, festzusetzen. Die 
Beträge haben mindestens 10% des rechnerisch auf diesen Monat und auf das jeweilige 
Eisenbahnunternehmen entfallenden Fahrpreises des Bahnanteiles einer Jahreskarte oder bei 
streckenbezogenen Jahreskarten auf den konkret auf diese Strecke entfallenden Fahrpreises zu 
betragen und sind jedenfalls auf 50 Cent Beträge auf- oder abzurunden, wobei Beträge von 1 bis 
25 Cent sowie von 51 bis 75 Cent abgerundet und alle anderen Beträge aufgerundet werden. 

(2) Die Jahreskarten verwaltenden Stellen, Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften und 
Eisenbahnunternehmen haben dafür zu sorgen, dass die Fahrgäste mit Jahreskarten über ihre Rechte und 
Pflichten in geeigneter Art und Weise informiert werden. Die Jahreskarten verwaltenden Stellen und 
Verkehrsverbundorganisationsgesellschaften haben für die Ermittlung der Entschädigungsbeträge den 
Eisenbahnunternehmen unter Berücksichtigung der Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/45/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 
04.05.2016 S. 1, und des Datenschutzgesetzes – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, in der jeweils geltenden 
Fassung, die für den Entschädigungsanspruch notwendigen Personen- und Fahrausweisdaten 
unentgeltlich, in einer einvernehmlich festzulegenden Form und innerhalb einer einvernehmlich 
festgelegten Frist zur Verfügung zu stellen. 

(3) Die Eisenbahnunternehmen haben auch für die Anwendung der Regelung über die 
Fahrpreisentschädigungen für Fahrgäste mit Jahreskarten, unter Beteiligung der 
Vertretungsorganisationen von Personen mit Behinderung und Personen mit eingeschränkter Mobilität für 
deren Beförderung, Dienstqualitätsnormen festzulegen und jährlich zusammen mit ihrem 
Geschäftsbericht zu veröffentlichen. 

(4) Die Eisenbahnunternehmen haben auf ihrer Internetseite und, sofern vorhanden, im 
automatisierten Entschädigungssystem des Eisenbahnunternehmens, unentgeltlich die monatliche 
Verspätung ihrer Züge im Personenverkehr auf Hauptbahnen und vernetzten Nebenbahnen der zumindest 
letzten 18 Monate in der Form auszuweisen, dass es allen am Verfahren für die Fahrpreisentschädigung 
teilnehmenden Fahrgästen mit Jahreskarten grundsätzlich möglich ist, festzustellen, ob ein Anspruch auf 
Fahrpreisentschädigung besteht. Alle Ansprüche auf Entschädigung sind erloschen, wenn sie beim 
Eisenbahnunternehmen nicht innerhalb einer Frist von einem Jahr geltend gemacht worden sind. Die Frist 
beginnt mit dem auf den Ablauf der Geltungsdauer der Jahreskarte folgenden Tag. 
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